
Orientierungssätze: 

 
Der Sondereigentümer (Wohnungseigentum) kann sich nicht auf den sogenannten Ge-

bietserhaltungsanspruch berufen. 

 

 

Hinweis:  
 

In der Sache ging es um die Tiefgarage am Münchner Josephsplatz, die bereits wieder-

holt Gegenstand der Presseberichterstattung war.  

 

Zum Sachverhalt und den Entscheidungsgründen zitieren wir aus der Pressemittei-

lung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 10.7.2013: 

 
„Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) hat mit Beschlüssen vom 8. Juli 
2013 die Beschwerden zurückgewiesen, mit denen einige Anwohner ihre Anträge auf 
vorläufigen Rechtsschutz gegen den Tiefgaragenbau am Josephsplatz in München 
weiterverfolgt haben. Damit wurden die Entscheidungen des Verwaltungsgerichts 
München bestätigt, wonach es keinen vorläufigen Baustopp für das Projekt gibt.  
 
Zwar verstößt nach Auffassung des BayVGH die mit der Baugenehmigung in ihrer 
derzeitigen Fassung zugelassene Anwohner-Tiefgarage möglicherweise gegen öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften, die dem Schutz der Antragsteller dienen, denn die 
Baugenehmigung enthalte derzeit keine Auflagen zum Immissionsschutz beim Be-
trieb der Tiefgarage. Mit dem Verwaltungsgericht sei aber davon auszugehen, dass 
die bestehenden Defizite jedenfalls im Verlauf des Hauptsacheverfahrens behoben 
werden und entsprechende Auflagen in einen Ergänzungsbescheid aufgenommen 
werden könnten. Ein Baustopp sei deshalb bei Abwägung der widerstreitenden Inte-
ressen nicht geboten. 
 
Dafür, dass es bei der Bauausführung zu unzumutbaren Lärmimmissionen kommen 
werde, die die Werte der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bau-
lärm überschritten, gebe es keine Anhaltspunkte. Auch könnten die Antragsteller sich 
voraussichtlich nicht auf eine Verletzung des städtebaulichen Gebietserhaltungsan-
spruchs berufen. Als Sondereigentümer von Wohnungseigentum seien sie insoweit 
nur mittelbar betroffen. 
 

Gegen diese Beschlüsse gibt es kein Rechtsmittel.“ 
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2 CS 13.807 

8 SN 13.625 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
 

In der Verwaltungsstreitsache 

*** ********* ******** 

***************** ** ***** ******** 

 - Antragsteller - 

 

bevollmächtigt: 

Rechtsanwälte ******* **** **** ******* 

***************** *** ***** ******** 

 

gegen 

 

Landeshauptstadt München, 

vertreten durch den Oberbürgermeister, 

Lokalbaukommission 

Blumenstr. 19, 80331 München, 

 - Antragsgegnerin - 

 

wegen 

 

Baugenehmigung Josephsplatz, FlNr. ****** Gemarkung München Sektion III, 

hier: Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Bayerischen  

Verwaltungsgerichts München vom 27. März 2013, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 2. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dösing, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Bauer, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Winkler 

 

ohne mündliche Verhandlung  
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am 8. Juli 2013 

folgenden 

 

Beschluss: 

 

 I. Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

 II. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

 

 III. Der Streitwert wird auf 3.750,-- Euro festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

Die zulässige Beschwerde hat keinen Erfolg, weil die dargelegten Gründe keine Ab-

änderung oder Aufhebung der angefochtenen Entscheidung nach § 80 Abs. 5 VwGO 

rechtfertigen (§ 146 Abs. 4 Sätze 3 und 6 VwGO). 

 

Der Senat sieht nach einer einem Eilverfahren wie diesem angemessenen summari-

schen Prüfung (vgl. BVerfG, B.v. 24.2.2009 – 1 BvR 165/09 -  NVwZ 2009, 581) im 

Rahmen der von ihm eigenständig zu treffenden Ermessensentscheidung keine 

Notwendigkeit für die Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage 

gemäß § 80a Abs. 3, § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO. 

 

Der Antragsteller als Nachbar kann die Baugenehmigung mit dem Ziel ihrer Aufhe-

bung nur dann erfolgreich angreifen, wenn öffentlich-rechtliche Vorschriften verletzt 

sind, die zumindest auch seinem Schutz dienen (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Zwar 

sprechen Gründe dafür, dass das mit der streitgegenständlichen Baugenehmigung in 

ihrer derzeitigen Fassung zugelassene Bauvorhaben in bauplanungsrechtlicher Hin-

sicht möglicherweise gegen dem Schutz des Antragstellers dienende öffentlich-

rechtliche Vorschriften verstößt. Mit dem Verwaltungsgericht ist jedoch davon auszu-

gehen, dass die bestehenden Defizite jedenfalls im Verlauf des Hauptsacheverfah-

rens behoben werden können. 

 

1. Soweit sich der Antragsteller als Sondereigentümer von Wohneigentum auf die 

Verletzung des allgemeinen Gebietserhaltungsanspruchs beruft und die genehmigte 

1 

2 

3 

4 



- 4 - 

 

Anwohner-Tiefgarage als nach der Art der baulichen Nutzung für nicht mit § 12 

Abs. 2 BauNVO vereinbar erachtet, wird er damit in der Hauptsache voraussichtlich 

keinen Erfolg haben, da es insoweit bereits an der erforderlichen Klagebefugnis nach 

§ 42 Abs. 2 VwGO fehlen würde. 

 

Grundsätzlich kann der einzelne Wohnungseigentümer (§ 1 Abs. 2 WEG) baurechtli-

che Nachbarrechte aus eigenem Recht nach § 13 Abs. 1 Halbsatz 2 WEG geltend 

machen, wenn eine konkrete Beeinträchtigung seines Sondereigentums im Raum 

steht (vgl. BVerwG, U.v. 20.8.1992 - 4 B 92/92 - juris; BayVGH, B.v. 2.10.2003 

- 1 CS 03.1785 - BayVBl 2004, 664; B.v. 11.2.2004 - 2 CS 04.18 - juris; B.v. 

10.6.2008 - 2 CS 08.1298 - juris; B.v. 21.1.2009 - 9 CS 08.1330-1336 - juris; B.v. 

22.3.2010 - 15 CS 10.352 – juris; U.v. 12.7.2012 - 2 B 12.1211 – BayVBl 2013, 51; 

offen gelassen in BayVGH, B.v. 12.9.2005 - 1 ZB 05.42 - BayVBl 2006, 374; 

Schwarzer/König, BayBO, 4. Aufl. 2012, Art. 66 BayBO Rn. 12). 

 

Es bereits ist fraglich, ob die Verletzung von Bauplanungsrecht eine Beeinträchtigung 

des Sondereigentums darstellen kann oder ob dies ausschließlich das gesamte 

Grundstück und damit die Wohnungseigentümergemeinschaft als solche betrifft (vgl. 

dazu BayVGH, B.v. 12.9.2005 - 1 ZB 05.42 - BayVBl 2006, 374, dort aber offen ge-

lassen; B.v. 2.10.2003 - 1 CS 03.1785 - BayVBl 2004, 664, dort aber nicht entschei-

dungserheblich, da die Verletzung von Bauplanungsrecht offensichtlich nicht vorlag). 

Das Bundesverwaltungsgericht (U.v. 20.8.1992 - 4 B 92/92 - juris) bejaht eine Klage-

befugnis des Sondereigentümers, sofern der Behörde bei ihrer Entscheidung über 

die Baugenehmigung auch der Schutz der nachbarlichen Interessen des Sonderei-

gentums aufgetragen ist. Dies ist möglicherweise dann der Fall, wenn das Sonderei-

gentum beispielsweise im Bereich der Abstandsflächen liegt oder aber das baupla-

nungsrechtliche Rücksichtnahmegebot unmittelbar das Sondereigentum betrifft. Da 

letzteres ebenfalls geltend gemacht wird, ist jedenfalls insoweit die Klagebefugnis 

gegeben.  

 

Hinsichtlich der geltend gemachten Verletzung des sogenannten allgemeinen Ge-

bietserhaltungsanspruchs ist jedoch das Sondereigentum des Antragstellers allen-

falls im gleichen Maß wie das aller anderen Sondereigentümer und das Anwesen 

insgesamt betroffen und somit das Gemeinschaftseigentum. Der Gebietsbewah-

rungs- bzw. Gebietserhaltungsanspruch wurde in der Rechtsprechung des Bundes-

verwaltungsgerichts als neues Rechtsinstitut des öffentlich-rechtlichen Nachbar-

schutzes begründet (vgl. BVerwG, U.v. 16.9.1993 - 4 C 28/91 - BVerwGE 94, 151) 
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und zunächst aus dem Abwägungsgebot des § 1 Abs. 7 BauGB hergeleitet, später 

dann direkt aus Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG (vgl. BVerwG, U.v. 23.8.1996 - 4 C 13/94 - 

BVerwGE 101, 364; BayVGH, B.v. 26.5.2008 - 1 CS 08.881/882 - BauR 2008, 1556; 

Stühler, BauR 2011, 1576/1577). Der Gebietserhaltungsanspruch gewährt dem Ei-

gentümer eines Grundstücks hinsichtlich der durch einen Bebauungsplan festgesetz-

ten Nutzungsart einen Abwehranspruch gegen die Genehmigung eines Bauvorha-

bens im Plangebiet, das von der zulässigen Nutzungsart abweicht und zwar unab-

hängig davon, ob die zugelassene gebietswidrige Nutzung des Nachbarn selbst un-

zumutbar beeinträchtigt oder nicht (vgl. Stühler, BauR 2011, 1576/1577; Decker, JA 

2007, 55/56). Denn die Festsetzung von Baugebieten durch einen Bebauungsplan 

hat grundsätzlich nachbarschützende Wirkung zugunsten der Grundstückseigentü-

mer im jeweiligen Baugebiet (vgl. BVerwG, U.v. 16.9.1993 - 4 C 28/91 - BVerw-

GE 94, 151; U.v. 23.8.1996 - 4 C 13/94 - BVerwGE 101, 364; B.v. 18.12.2007 

- 4 B 55/07 - BayVBl 2008, 583). Dieser bauplanungsrechtliche Nachbarschutz be-

ruht auf dem Gedanken des wechselseitigen Austauschverhältnisses. Soweit der Ei-

gentümer eines Grundstücks in dessen Ausnutzung öffentlich-rechtlichen Beschrän-

kungen unterworfen ist, kann er deren Beachtung grundsätzlich auch im Verhältnis 

zum Nachbar durchsetzen (vgl. BVerwG U.v. 11.5.1989 - 4 C 1.88 - BVerwGE 82, 

61; B.v. 18.12.2007 - 4 B 55/07 - BayVBl 2008, 583). Der Hauptanwendungsfall im 

Bauplanungsrecht für diesen Grundsatz sind die Festsetzungen eines Bebauungs-

plans über die Art der baulichen Nutzung. Durch sie werden die Planbetroffenen im 

Hinblick auf die Nutzung ihrer Grundstücke zu einer rechtlichen Schicksalsgemein-

schaft verbunden. Die Beschränkung der Nutzungsmöglichkeiten des eigenen 

Grundstücks wird dadurch ausgeglichen, dass auch die anderen Grundstückseigen-

tümer diesen Beschränkungen unterworfen sind (vgl. BVerwG, U.v. 16.9.1993 

- 4 C 28/91 - BVerwGE 94, 151; B.v. 18.12.2007 - 4 B 55/07 - BayVBl 2008, 583). Im 

Rahmen dieses nachbarlichen Gemeinschaftsverhältnisses soll daher jeder Planbe-

troffene im Baugebiet das Eindringen einer gebietsfremden Nutzung und damit die 

schleichende Umwandlung des Baugebiets unabhängig von einer konkreten Beein-

trächtigung verhindern können. Aus der Gleichstellung geplanter und faktischer Bau-

gebiete entsprechend der Baunutzungsverordnung hinsichtlich der Art der baulichen 

Nutzung durch § 34 Abs. 2 BauGB ergibt sich, dass ein identischer Nachbarschutz 

schon vom Bundesgesetzgeber festgelegt worden ist (vgl. BVerwG, B.v. 22.12.2011 

- 4 B 32.11 - ZfBR 2012, 378). 
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Diese rechtliche Schicksalsgemeinschaft aufgrund des bestehenden wechselseitigen 

Austauschverhältnisses besteht im Hinblick auf das konkret betroffene Grundstück, 

wie auch sonst das Bauplanungsrecht allein grundstücksbezogen ist. Bei einer Woh-

nungseigentümergemeinschaft steht das Grundstück im Gesamthandeigentum der 

Mitglieder der Wohnungseigentümergemeinschaft. Entsprechend besteht primär eine 

Betroffenheit der Wohnungseigentümergemeinschaft als solcher und keine Betrof-

fenheit eines einzelnen Sondereigentümers. Die Beschränkungen der Nutzungsmög-

lichkeit des gemeinschaftlichen Grundstücks treffen den Sondereigentümer nur indi-

rekt als Mitglied der Gesamthandgemeinschaft. Am wechselseitigen Austauschver-

hältnis nimmt grundsätzlich nur das Grundeigentum zur gesamten Hand teil. Auch 

bestimmt nicht der Sondereigentümer die Art der baulichen Nutzung des Grund-

stücks, sondern die zulässige Art der baulichen Nutzung bestimmt sich grundstücks-

bezogen aus dem Bauplanungsrecht. Damit entsteht entgegen der Auffassung des 

Antragstellers auch keine Lücke im Eigentumsschutz, da zwischen dem Eigentums-

schutz, welcher durch das Grundstück als solchem vermittelt wird, und dem Eigen-

tumsschutz des Sondereigentums zu unterscheiden ist. Entsprechend nimmt das 

Bundesverwaltungsgericht (U.v. 20.8.1992 - 4 B 92/92 - juris) eine Klagebefugnis des 

Sondereigentümers nur dann an, wenn der Behörde bei ihrer Entscheidung über die 

Baugenehmigung auch der Schutz der nachbarlichen Interessen des Sondereigen-

tums aufgetragen ist. Dies ist jedoch bei dem allgemeinen Gebietserhaltungsan-

spruch gerade nicht der Fall, da dieser auf das Grundstück bezogen ist. 

 

Eine konkrete Beeinträchtigung des Sondereigentums des Antragstellers, welche 

über das hinausginge, was die Eigentümergemeinschaft als solche für das Gemein-

schaftseigentum geltend machen kann, ist hingegen nicht erkennbar (vgl. BayVGH, 

B.v. 26.3.2003 – 8 ZB 02.2918 – BayVBl 2004, 50 = NVwZ 2004, 629; U.v. 12.7.2012 

- 2 B 12.1211 – BayVBl 2013, 51). Insbesondere ist nicht zu sehen, dass insoweit 

der Antragsgegnerin als Genehmigungsbehörde der Schutz der nachbarlichen Inte-

ressen hinsichtlich des Sondereigentums speziell aufgetragen gewesen wäre. 

 

Der Antragsteller steht insoweit auch nicht völlig rechtlos, da er sich als Sondereigen-

tümer immer auf das bauplanungsrechtliche Gebot der Rücksichtnahme berufen 

kann, welches gerade geeignet ist, individuellen Betroffenheiten des Sondereigen-

tums Rechnung zu tragen. 
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Auf die weitere Frage, ob die „Anwohner-Tiefgarage“ den materiellen Vorgaben des 

§ 12 Abs. 2 BauNVO entspricht, kommt es daher nicht weiter an. 

 

2. Der Senat geht jedoch mit dem Verwaltungsgericht davon aus, dass die Bauge-

nehmigung in ihrer derzeitigen Fassung möglicherweise gegen das bauplanungs-

rechtliche Gebot der Rücksichtnahme verstößt. Es kann dahinstehen, ob sich das 

Rücksichtnahmegebot vorliegend aus § 34 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 15 Abs. 1 

Satz 2 BauNVO oder aus dem Begriff des Einfügens in § 34 Abs. 1 BauGB ergibt, da 

die materiellen Anforderungen in beiden Fällen identisch sind. Die Baugenehmigung 

enthält keine Auflagen hinsichtlich des Immissionsschutzes beim Betrieb der Tiefga-

ragenanlage. Insoweit wird gemäß § 130b Satz 2 VwGO auf die Ausführungen im 

Beschluss des Verwaltungsgerichts verwiesen (vgl. Ziffer 5 des Beschlusses vom 

27. März 2013, S. 29 bis 35). 

 

Zwischenzeitlich hat die Antragsgegnerin eine schalltechnische Untersuchung durch 

den TÜV Süd vom 21. Mai 2013 vorgelegt. Diese Untersuchung legt – zugunsten des 

Antragstellers – die Immissionsrichtwerte nach Ziffer 6.1 d) der TA Lärm für allge-

meine Wohngebiete zugrunde. Ausweislich der schalltechnischen Untersuchung 

können diese Immissionsrichtwerte an allen sechs überprüften Immissionsorten, da-

runter auch das Wohngebäude des Antragstellers, eingehalten werden. Am Wohn-

gebäude des Antragstellers wurde ein Beurteilungspegel von tagsüber 42,2 dB(A) 

werktags und 43,9 dB(A) sonntags sowie nachts 39,3 dB(A) berechnet, wobei diese 

Werte lediglich im Erdgeschoss und im ersten Obergeschoss erreicht werden und 

nach oben hin abnehmen. Die Wohnung des Antragstellers befindet sich im Dachge-

schoss, so dass hier die Beurteilungspegel niedriger liegen. Auch hinsichtlich des 

zusätzlich zu erwartenden Verkehrs ist eine Erhöhung des Beurteilungspegels durch 

den öffentlichen Verkehr, der bereits im Ist-Zustand die Immissionsgrenzwerte der 

16. BImSchV in Höhe von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts für allgemeine Wohn-

gebiete überschreitet, von weniger als 1 dB(A) zu erwarten. Um eine Einhaltung der 

berechneten Werte zu gewährleisten, schlägt die schalltechnische Untersuchung 

mehrere Auflagen für die Baugenehmigung vor. Da diese noch nicht durch einen Er-

gänzungsbescheid umgesetzt worden sind, ist derzeit noch von einem möglichen 

Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme auszugehen. Daher sind insoweit die 

Erfolgsaussichten in der Hauptsache als offen anzusehen. 
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3. Dagegen verletzt die Baugenehmigung in ihrer derzeitigen Fassung den Antrag-

steller nicht in seinen Rechten aus Art. 9 Abs. 1 BayBO. Danach sind Baustellen so 

einzurichten, dass bauliche Anlagen ordnungsgemäß errichtet, geändert, beseitigt 

oder instand gehalten werden können und dass keine Gefahren, vermeidbaren 

Nachteile oder vermeidbaren Belästigungen entstehen. Da das Bauvorhaben als 

Sonderbau genehmigt wurde, zählt Art. 9 Abs. 1 BayBO auch grundsätzlich zum Prü-

fungsumfang (Art. 60 Satz 1 Nr. 2 BayBO). Diese Vorschrift ist zudem als drittschüt-

zende Norm anzusehen (vgl. BayVGH, B.v. 23.8.2011 – 2 CS 11.1218 – juris; Molo-

dovsky in Koch/Molodovsky/Farmers, BayBO, Stand Mai 2013 Art. 9 Rn. 8ff.). Aller-

dings ist Genehmigungsgegenstand grundsätzlich das jeweils zur Genehmigung ge-

stellte Bauvorhaben, nicht aber der Errichtungsvorgang und damit die Bauausfüh-

rung als solche (vgl. BayVGH, B.v. 23.8.2011 – 2 CS 11.1218 – juris; Jäde in 

Jäde/Dirnberger/Bauer/Weiß, BayBO, Stand September 2012, Art. 9 Rn. 9). Zwar 

spricht Art. 55 Abs. 1 BayBO von der Genehmigungspflicht der „Errichtung“ eines 

Bauvorhabens. Damit ist jedoch hier die Herstellung des Bauwerks als solches ge-

meint. Vor Beginn der Herstellung muss die nötige Baugenehmigung vorliegen. 

 

Der Senat geht ebenfalls davon aus, dass der Bayerischen Bauordnung hinsichtlich 

der Baustelle und insbesondere des Baulärms die Konzeption einer in der Regel 

baubegleitenden bauaufsichtlichen Überwachung nach Art. 9 Abs. 1, Art. 54 

Abs. 2 BayBO zugrunde liegt. Auch nach §§ 22, 24 BImSchG können – jeweils in 

Verbindung mit der AVV Baulärm – Auflagen festgesetzt werden. Eine präventive 

Festsetzung von Auflagen zur Vermeidung eines die Grenzwerte der AVV Baulärm 

überschreitenden Baulärms ist aber nur dann erforderlich und auch möglich, wenn 

konkrete Details zu den Arbeitsabläufen und den zum Einsatz kommenden Maschi-

nen schon im Genehmigungsverfahren bekannt sind und gleichzeitig damit zu rech-

nen ist, dass bei dieser Art der Bauausführung eine Überschreitung der Lärmwerte 

zu erwarten ist. Da jedoch regelmäßig zu den Arbeitsabläufen und den zum Einsatz 

kommenden Maschinen zum Zeitpunkt des Baugenehmigungsverfahrens noch keine 

Details bekannt sind, ist die Bauaufsichtsbehörde hinsichtlich des durch den Errich-

tungsvorgang entstehenden Lärms regelmäßig auf ein nachträgliches Einschreiten 

und eine bauaufsichtliche Überwachung im obigen Sinn beschränkt. Bei einer in die-

sem Sinn unzumutbaren Lärmbeeinträchtigung durch die Bauausführung muss der 

betroffene Nachbar daher grundsätzlich auf ein Verpflichtungsbegehren auf bauauf-

sichtliches Einschreiten und im Eilrechtsschutz auf eine einstweilige Anordnung nach 

§ 123 VwGO verwiesen werden (vgl. OVG RhPf, B.v. 8.12.2009 – 8 B 11243/09 – 

BauR 2010, 747). 
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Dafür, dass es bei der Bauausführung tatsächlich zu unzumutbaren Lärmimissionen 

kommen wird, welche die Werte der AVV Baulärm überschreiten werden, gibt es je-

doch keinerlei Anhaltspunkte. Der bloße Umstand, dass ursprünglich eine „geschlos-

sene Bauweise“ für die Errichtung der Tiefgarage geplant war und nunmehr diese in 

„offener Bauweise“ errichtet werden soll, mag zwar zu einer höheren Lärmbelastung 

führen. Daraus ergibt sich jedoch nicht automatisch, dass die Werte der AVV Bau-

lärm überschritten werden. Insoweit fehlt es an einem substantiierten Vortrag. Zwar 

hat das Referat für Gesundheit und Umwelt in seiner Stellungnahme vom 

17. Oktober 2011 Auflagen für den Baustellenbetrieb vorgeschlagen. Diese be-

schränken sich jedoch insoweit auf einen Hinweis auf die AVV Baulärm sowie die 

Geräte- und Maschinenlärmverordnung (32. BImSchV) und stellen damit technisch 

und rechtlich gesehen keine Auflagen mit eigenem Regelungsgehalt dar, sondern ei-

nen bloßen Hinweis auf allgemein zu beachtende Regelwerke. Sowohl auf die AVV 

Baulärm als auch die 32. BImSchV weist im Übrigen auch das der Baugenehmigung 

beigefügte Merkblatt „Wichtige Informationen zu Ihrer Baugenehmigung Sonderbau 

und Vereinfachtes Verfahren“ (Stand April 2011) hin (vgl. Ziffer 15, S. 22-23). 

 

Da es an jeglichen Hinweisen für eine Überschreitung der Werte der AVV Baulärm 

und damit einer unzumutbaren Lärmbeeinträchtigung fehlt, scheidet auch eine Ver-

letzung des bauplanungsrechtlichen Gebots der Rücksichtnahme insoweit aus. 

 

4. Da im Hinblick auf die mögliche Verletzung des Gebots der Rücksichtnahme hin-

sichtlich des Betriebs der Tiefgaragenanlage die Erfolgsaussichten in der Hauptsa-

che noch offen sind, hat der Senat eine eigenständige Ermessensentscheidung nach 

§ 80a Abs. 3 i.V.m. § 80 Abs. 5 VwGO zu treffen. Hierbei sind die Interessen des An-

tragstellers an der Aufhebung der sofortigen Vollziehbarkeit mit den öffentlichen Inte-

ressen an deren Aufrechterhaltung sowie den Interessen des Bauherrn an der Auf-

rechterhaltung abzuwägen. Insoweit kann zunächst auf die nicht zu beanstandende 

Ermessensentscheidung des Verwaltungsgerichts (vgl. Ziffer 6, S. 35-37) verwiesen 

werden (§ 130b Satz 2 VwGO). Eine eventuelle Verletzung des Gebots der Rück-

sichtnahme kommt erst beim Betrieb der Tiefgaragenanlage zum Tragen. Der noch 

offene Immissionskonflikt kann auch nach Auffassung des Senats im Rahmen des 

Hauptsacheverfahrens durch einen Ergänzungsbescheid gelöst werden. Dafür 

spricht auch die nunmehr vorliegende schalltechnische Untersuchung, die von einer 

Einhaltung der Lärmrichtwerte der TA Lärm ausgeht und lediglich ergänzend Aufla-

gen zur Sicherstellung der Einhaltung der Lärmrichtwerte vorschlägt. Im Hinblick da-
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rauf kommt der Senat zu dem Ergebnis, dass im vorliegenden Fall das Vollzugsinte-

resse der Antragsgegnerin und zugleich Bauherrin gegenüber dem Aussetzungsinte-

resse des Antragstellers als Nachbarn überwiegt. 

 

5. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 53 Abs. 2 Nr. 2, § 52 Abs. 1 GKG. 

 

Dösing Dr. Bauer Winkler 
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